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Studie für den TRAN-Ausschuss –  
Instrumente zur Bepreisung von  
Verkehrsemissionen 

Faire und effiziente Preise im Verkehr gehören zu den 
Kernelementen des Konzepts der Europäischen Kommission für 
die Dekarbonisierung des Verkehrssektors. Durch den Einsatz 
einer Mischung von miteinander kompatiblen und sich 
ergänzenden Preisinstrumenten, wie Emissionshandel, 
Infrastrukturgebühren, Energiesteuern und Kraftfahrzeug-
steuern, sollen Anreize für die Verkehrsteilnehmer geschaffen 
werden, nachhaltigere Verkehrsentscheidungen zu treffen. 

Dieses Briefing gibt einen allgemeinen Überblick über die derzeitigen und vorgeschlagenen 
Instrumente zur Bepreisung der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr in der EU. 

WICHTIGSTE ERKENNTNISSE 

• Instrumente zur Bepreisung der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr sind in Europa weit 
verbreitet, auch wenn es zwischen den Mitgliedstaaten erhebliche Unterschiede gibt. 
Generell unterscheiden sich die Mitgliedstaaten auch darin, inwieweit ihr 
Straßenverkehrssektor dem Verursacher- und dem Nutzerprinzip entspricht. 

• Die Europäische Kommission hat Vorschläge vorgelegt, um Anreize für die Bepreisung der 
CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr zu schaffen, und einen Emissionshandel für diesen 
Sektor eingeführt und die Richtlinie zur Energiebesteuerung überarbeitet. Eines der Ziele 
dieser Richtlinie besteht darin, Anreize für die Einführung kohlenstoffarmer Energieträger im 
Verkehrssektor zu schaffen. 

• Preisinstrumente (insbesondere Emissionshandel und Kraftstoffsteuern) sind ein wirksames 
Mittel zur Verringerung der CO2-Emissionen im Straßenverkehrssektor. Sie können jedoch 
auch erhebliche Verteilungseffekte haben, die sorgfältig geprüft werden sollten, um die 
gesellschaftliche Akzeptanz für diese Art von Instrumenten zu erreichen. 

Bei dem vorliegenden Dokument handelt es sich um die Zusammenfassung der Studie über 
Instrumente zur Bepreisung von Verkehrsemissionen. Die Studie ist in englischer Sprache unter 
folgendem Link abrufbar: https://bit.ly/382Gccx 

https://bit.ly/382Gccx
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Aktueller Stand der Instrumente zur Bepreisung der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr 

Instrumente zur Bepreisung der CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr sind in der EU weit 
verbreitet. Alle Mitgliedstaaten erheben Kraftstoffsteuern, wobei die Höhe der Steuern von Land zu 
Land sehr unterschiedlich ist. Die meisten Länder erheben auch Steuern beim Erwerb und im 
Zusammenhang mit dem Besitz von Personenkraftwagen (Pkw), deren Höhe jedoch in sehr 
unterschiedlichem Ausmaß vom CO2-Ausstoß abhängig ist. Für Lastkraftwagen (Lkw) werden in den 
meisten Ländern nur (nicht CO2-bezogene) Steuern im Zusammenhang mit dem Besitz erhoben. 
Schließlich erhebt etwa die Hälfte der Mitgliedstaaten Gebühren für die Benutzung von 
Straßeninfrastrukturen (d. h. eine Maut oder Vignette) für Pkw, für Lkw werden diese Gebühren in 
fast allen Ländern erhoben (wobei immer mehr Länder eine Vignettenregelung durch eine 
entfernungsabhängige Mautregelung ersetzen). Obwohl die Straßennutzungsgebühren in keinem 
der Mitgliedstaaten nach CO2-Emissionen differenziert sind, können sie indirekt eine CO2-
reduzierende Wirkung haben, indem sie die gesamte Verkehrsnachfrage bremsen und die 
Verkehrseffizienz steigern. 

Aufgrund der großen Unterschiede bei der Art der angewandten Preisinstrumente, der Höhe der 
Steuern/Gebühren und dem Grad der Differenzierung nach CO2-Emissionen unterscheiden sich die 
Mitgliedstaaten erheblich im Ausmaß der tatsächlichen Bepreisung von CO2-Emissionen aus dem 
Straßenverkehr. Im Allgemeinen wird der CO2-Ausstoß von Pkw stärker belastet als von 
Kleintransportern und Lastkraftwagen erzeugte Emissionen. Dies ist darauf zurückzuführen, dass auf 
Benzin höhere Kraftstoffsteuern erhoben werden als auf Diesel und dass nach CO2-Emissionen 
differenzierte Kraftfahrzeugsteuern häufiger auf Pkw angewendet werden. Generell unterscheiden 
sich die Mitgliedstaaten auch darin, inwieweit ihr Straßenverkehrssektor dem Verursacher- und dem 
Nutzerprinzip gerecht wird. Obwohl in nahezu keinem der EU-Länder die externen Kosten und die 
Infrastrukturkosten des Straßenverkehrs vollständig durch Steuern und Gebühren gedeckt werden, 
haben einige Länder in dieser Hinsicht weitaus größere Fortschritte erzielt als andere. 

Rechtsrahmen der EU 

Die Preisgestaltung im Verkehr liegt hauptsächlich in der Zuständigkeit der Mitgliedstaaten. Der 
derzeitige EU-Rechtsrahmen ist in erster Linie darauf ausgerichtet, die Gestaltung der nationalen 
Instrumente (bis zu einem gewissen Grad) zu harmonisieren. Mit der Energiebesteuerungsrichtlinie 
werden die nationalen Kraftstoffsteuern durch die Festlegung von Mindestsätzen harmonisiert.1 Da 
diese Mindestsätze jedoch seit 2003 nicht mehr indexiert wurden, hat ihre Wirksamkeit im Laufe der 
Jahre abgenommen. Außerdem sieht die derzeitige Energiebesteuerungsrichtlinie einige freiwillige 
und obligatorische Ausnahmen von der Kraftstoffsteuer vor, z. B. die obligatorischen Ausnahmen 
für den Luft- und Seeverkehr. Die Straßennutzungsgebühren in der EU wurden durch die 
Eurovignetten-Richtlinie harmonisiert. Gemäß dieser Richtlinie sind die Mitgliedstaaten zwar nicht 
zur Einführung eines Systems zur Erhebung von Straßennutzungsgebühren verpflichtet, sie enthält 
jedoch einige Regeln, die befolgt werden sollten, sobald ein Land beschließt, ein solches System 
einzuführen. In der kürzlich angenommenen überarbeiteten Fassung dieser Richtlinie wird eine 
obligatorische Umstellung von zeitabhängigen auf entfernungsabhängige Straßennutzungs-
gebühren für Lkw eingeführt, die bis spätestens 2030 umgesetzt werden muss. Darüber hinaus wird 
eine obligatorische Differenzierung der Gebühren nach CO2-Emissionen für Lkw eingeführt, um 
Anreize für den Einsatz von emissionsarmen und emissionsfreien Lkw zu schaffen. 

Um den EU-Rechtsrahmen für Instrumente zur Preisgestaltung im Verkehr besser auf die 
Dekarbonisierungsziele der EU abzustimmen, hat die Kommission kürzlich vorgeschlagen, die 
Energiebesteuerungsrichtlinie zu überarbeiten und in diesem Zuge die Nachteile für saubere 
Technologien zu beseitigen und höhere Steuern für ineffiziente und umweltschädliche Kraftstoffe 

                                                             
1 Die Energiebesteuerungsrichtlinie deckt die Besteuerung aller Energieerzeugnisse ab, in diesem Briefing werden jedoch nur die 
Vorschriften für Kraftstoffe behandelt. 

https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32003L0096&from=DE
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX:32022L0362
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einzuführen. Außerdem schlug die Kommission vor, ein neues, separates Emissionshandelssystem 
(ETS) für den Straßenverkehr (und Gebäude) einzuführen. 

Auswirkungen von Preisinstrumenten 

Preisinstrumente haben vielfältige Auswirkungen auf den Verkehrssektor und die Gesellschaft im 
Allgemeinen. Relevante Auswirkungen sind beispielsweise: 

• Auswirkungen auf die CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr. Preisinstrumente sind 
wirksam zur Verringerung von CO2-Emissionen. Kraftstoffsteuern und ETS können als die 
besten Instrumente angesehen werden, da sie Anreize für alle relevanten Optionen zur CO2-
Reduktion bieten. CO2-basierte Erwerbssteuern können einen erheblichen zusätzlichen 
Anreiz für die Einführung von emissionsarmen und emissionsfreien Fahrzeugen schaffen. 

• Auswirkungen auf die Haushaltseinnahmen. Verkehrssteuern tragen im Durchschnitt etwa 5–
10 % zu den gesamten Steuereinnahmen der nationalen Regierungen in der EU bei. Der 
Anstieg der Zahl der emissionsarmen und emissionsfreien Fahrzeuge kann die Einnahmen 
aus der Kraftstoffsteuer und der CO2-basierten Kraftfahrzeugsteuer erheblich verringern. Es 
könnte für die nationalen Regierungen in den nächsten zehn Jahren eine erhebliche 
Herausforderung darstellen, die Steuereinnahmen auf einem stabilen Niveau zu halten. 

• Auswirkungen auf die Transportpreise. Die derzeitigen Verkehrssteuern und -abgaben tragen 
erheblich zu den Transportpreisen für den Personen- und (in geringerem Maße) den 
Straßengüterverkehr bei. Die Einführung eines Emissionshandelssystems für den 
Straßenverkehr und die Überarbeitung der Energiebesteuerungsrichtlinie werden nur 
begrenzte zusätzliche Auswirkungen auf die Transportpreise haben (etwa 4 % bis 10 %, 
ausgehend von einem CO2-Preis von 50 EUR pro Tonne). 

• Verteilungseffekte. Instrumente zur Bepreisung von CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr 
werden sich wahrscheinlich regressiv auswirken, was bedeutet, dass die relativen 
Auswirkungen auf das verfügbare Einkommen für Haushalte mit niedrigem Einkommen 
höher sind als für Haushalte mit hohem Einkommen. Es kann auch große Unterschiede bei 
der steuerlichen Belastung für Menschen, die in ländlichen Gebieten leben (und stärker vom 
Auto abhängig sind), und Menschen in städtischen Gebieten geben. Aufgrund dieser 
Auswirkungen sind einige Länder von Preisinstrumenten stärker betroffen als andere. 

• Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung. Im Allgemeinen wird erwartet, 
dass Instrumente zur Bepreisung von CO2-Emissionen aus dem Straßenverkehr relativ 
begrenzte Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit des Straßenverkehrssektors und der 
Produktionssektoren sowie auf die Beschäftigungsquoten haben. Auf der Ebene einzelner 
Wirtschaftszweige (oder Länder) können Preisinstrumente jedoch stärkere Auswirkungen 
haben, die möglicherweise Abhilfemaßnahmen erfordern. 

Politische Empfehlungen 

Um den Einsatz von Preisinstrumenten bei der Dekarbonisierung des Straßenverkehrssektors zu 
optimieren, sind folgende Maßnahmen wichtig: 

• Entwicklung einer ausgewogenen Mischung von Preisinstrumenten. Kraftstoffsteuern 
und/oder ein Emissionshandelssystem wären die Eckpfeiler eines wirksamen Pakets von 
Instrumenten zur Bepreisung von CO2-Emissionen. CO2-basierte Erwerbssteuern können 
jedoch einen wirksamen zusätzlichen Anreiz für die Einführung von emissionsarmen und 
emissionsfreien Fahrzeugen schaffen. 
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• Integration von Preisinstrumenten in ein umfassenderes Bündel von Maßnahmen zur CO2-
Reduzierung. Da Preisinstrumente andere klimapolitische Maßnahmen, wie CO2-
Emissionsgrenzwerte für Kraftfahrzeuge, weitgehend ergänzen, sollten sie vorzugsweise in 
einer umfassenden Klimapolitik für den (Straßen-)Verkehr kombiniert werden. 

• Berücksichtigung der politischen und gesellschaftlichen Akzeptanz von Preisinstrumenten. 
Starke Verteilungseffekte können die politische und gesellschaftliche Akzeptanz von 
Preisinstrumenten negativ beeinflussen. Es ist daher von zentraler Bedeutung, Maßnahmen 
zur Abmilderung dieser Auswirkungen zu entwickeln, z. B. durch wirksame Kanäle für den 
Rückfluss der Einnahmen aus den Preisinstrumenten. 

• Regelmäßige Neuausrichtung der Preisinstrumente. Um die Wirksamkeit der Preisinstrumente 
und die damit erzielten Einnahmen zu bewahren, sind regelmäßige Aktualisierungen der 
CO2-basierten Preisinstrumente erforderlich. Dabei sind Trends in der Automobilindustrie 
(z. B. sinkende durchschnittliche CO2-Emissionen von Fahrzeugen) und 
Verbraucherpräferenzen (z. B. zunehmende Vorliebe für emissionsfreie Fahrzeuge) zu 
berücksichtigen. 

• Berücksichtigung anderer externer Effekte des Verkehrs. Eine umfassende Preispolitik für den 
Verkehr sollte nicht nur die CO2-Emissionen, sondern auch andere externe Effekte wie 
Luftverschmutzung und Verkehrsstaus berücksichtigen. Differenzierte entfernungs-
abhängige Straßennutzungsgebühren können in dieser Hinsicht eine wichtige Rolle spielen. 

 

Weitere Informationen 
Diese Zusammenfassung ist in den folgenden Sprachen verfügbar: Englisch, Französisch, Deutsch, 
Italienisch und Spanisch. Die Studie – in englischer Sprache – und die Zusammenfassungen können 
abgerufen werden unter: https://bit.ly/382Gccx 

Weitere Informationen über Forschungsarbeiten der Fachabteilung für den TRAN-Ausschuss sind 
abrufbar unter: https://research4committees.blog/tran/ 
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